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AMTSBLATT 


des k u, k Kreiskommandos in Opatów, 


OPATÓW, am 6. Oktober 1917. 


Abonnement vierteljährig 3 Kronen, 
einzelne Exemplare. 10 Heller, 


Nr. 9. 


2) Errichtung von Kreisvertretangen. .3) Reorganisation des Finanzwesens. 4) Darch- 
Darchiährungbestimmangen betreiiend den Verkehr 
Klas- 


8) Kundmachung betreffend die Zulassung des Postverkehres zwischen den Kriegsgelan- 


INHALT: 1) Wohltätigkeitsspenden. 
jährungsbestimmaungen beireiiend die Beschlagnahme von Heu. 5) 
mit Oelfrächten. 6) Einkaufs-uud Ueberiahrsbewilligungen fär Getreide, Mahlprodukte, Sämereien und Heu. 7) 
silikaton der Transportmittel. 
genen und den Bewohnern der okkupierten Gebiete. 9) 
Errichtung einer deutschen Passstelle in Krakau. 


Kundmachung betreffend die Regelung des Postverkehres der 
Internierten und Konfinierten. 10) 11) Kundmachung wegen Einzie- 
hung der Banknoten zu 50 Kronen mit dem Datum vom 2. Jänner 1902. 12) Kundmachung betreffend den Umrechnängs- 
kurs des Rabels. 13) Verzeichnis über Bestrafungen wegen unbefugten. Verkehr mit Getreide und Mahlprodakten 
14) Veordnung betreliend die Sicherung der Getreide and Kartoffelaufbringang. 
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g: | Majestät wird für die in  österreichisch-ungarischer 
Militärverwaltung stehenden Gebiete Polens folgendes 


Wohltätigkeitsspenden. eege 


Behufs Hebung der Tätigkeit der Wohltätigkeits- K 
institutionen und Unterstützung der notleidenden Bevöl- ` S 
kerung im Kreise hat das k. u. k. Kreiskommando im 


1. 


Monate September folgende Beträge aus dem Straf- 
gelderionde gespendet: 
An das Kreishiltskomitde in Opatöw 10.000 Kr. 


An die Wohltätigkeitsvereine 3.000 ';, 
An die Notleidenden . 1.040 „ 
Zusammen 14.040 Kr. 
2 
Verordnung 


vom 17. September 1917, betreffend die: Kreisordnung. 


Auf Grund der krait Allerhöchsten Oberbeiehles 
erteilten Ermächtigung Seiner k. x. k. Apostolischen 


Errichtung von Kreisvertretungen. 


Für jeden Kreis wird eine Kreisvertretung ge- 
schalten. 


Änderung der Grenzen der Kreise bewirken die 
entsprechende Änderung des Amtsgebietes der Kreis- 
vertrefung. 


Mehrere Kreisverfretungen können sich mit Zu- 
stimmung des Militärgeneralgouvernements zur Errei- 
chung bestimmter Zwecke zu Kreisverbänden ver- 
einigen. 


Die Tätigkeit jedes Kreisverbandes wird durch 
ein Statut geregelt, das der Genehmigung des Militär- 
generalgouvernements unterliegt. 
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Die Stadt Lublin wird aus dem Verbande der 
Kreisvertretung ausgenommen. 


S 2. 
Zusammensetzung der Kreisvertretungen. 


Die Kreisvertreftungen bestehen in Kreisen mit 
höchstens 100.000 Einwohnern aus vierundzwanzig 
Kreisverordneten; in Kreisen mit mehr. als 100.000 
Einwohnern tritt für je 10.000 oder weniger Einwch- 
ner ein Kresverordneter hinzu. 


Die Kreisverfretungen werden für drei Jahre 
gewählt. Sie bestehen aus Vertretern folgender Inte- 
ressengruppen: 


1. Höchstbesteuerte des Handels, der Industrie 
und des Immobiliarbesitzes, 


2. Städte, 
3. Landgemeinden. F 


Die Zahl der Mandate wird aui die einzelnen 
Gruppen folgendermaßen verteilt: 


L Zunächst wird die Zahl der städtischen 
Kreisverordneten nach dem Verhältnisse der Einwoh- 
nerzah! der Siädte zur Gesamtzahl der Bevölkerung 
des Kreises festgesetzt, wobei die auf die Städte ent- 
fallende Anzahl der Mandate auf Kosten der übrigen 
Mandate um ein Mandat vermehrt wird. Die Anzahl 
der städtischen Mandate dari nicht weniger als ein 
Sechstel und nicht mehr als die Hälfte der Mandate 
des Kreises befragen. 


II. Die nach Abzug der städtischen Mandate 
verbleibende Zahl der Mandate wird zu gleichen 
Teilen auf die Gruppen der Höchstbesteuerten sowie 
der Landgemeinden verteilt. Bei ungerader Zahl wird 
das erübrigende Mandat der Gruppe der Landgemein- 
den zugewiesen. Wenn die Zahl der wahlberechtigten 
in der Gruppe der Höchstbesteuerten nicht wenigstens 
zehnmal so groß ist, als die Zahl der auf diese 
Gruppe entfallenden Mandate, so hat eine entsprechende 
Verminderung der Mandatenanzahl dieser Gruppe zu 
Gunsten der Mandatenanzahl der Gruppe der Land- 
gemeinden einzutreten. 


Die Funktion eines Kreisverordneten ist ein 
Ehrenamt. 


§ 3. 


Grappe der Höchstbesteuerten des Handels, 
der Industrie und des Immobiliarbesitzes. 


Die Kreisverordneten dieser Gruppe werden von 
den Wahlberechtigten in einem Wahlkörper gewählt. 


Nr. o 


Wahlberechtigt ist, wer in einem Kreise zur Zeit 
der Ausschreibung der Wahlen: 


I. wenigstens 150 polnische Morgen Grund- 
eigenfum, oder 


2. eine Pachtung von mindestens 300 polni- 
schen Morgen, oder 


3. ein Wohnhaus im Feuerversicherungswerte 
von wenigstens 30.000 Rubel besitzt, oder 


4. ein Gewerbe Industrieunternehmen, mit festem 
Standorte betreibt, in dem wenigstens hundert Arbei- 
ter beschäftigt sind, oder 


5. mit Gewerbepatentsteuer erster bis vierter 
Klasse oder der Handelspatentsteuer erster oder zwei- 
ter Klasse in Vorschreibung steht. 


Das Wahlrecht ist in der Regel persönlich aus- 
zuüben. 


Zur persönlichen Ausübung des Wahlrechtes sind 
erforderlich: 


1. Das vollendete 25. Lebensjahr, 

2. männliches Geschlecht, 

3. Vollgenuß der bürgerlichen Rechte, 
4. Unbescholtenheit. 


Unbescholten im Sinne dieser Verordnung ist, 
wer nicht wegen eines Verbrechens oder wegen eines 
aus Gewinnsucht oder gegen die öffentliche Sittlich- 
keit begangenen Vergehens verurteilt wurde. Die 
wegen eines Verbrechens verurteilten Personen werden 
nach Ablauf von zehn Jahren, die wegen eines Ver- 
gehens verurtelten Personen nach Ablauf von fünf 
Jahren nach dem Ende oder der rechtskräftigen Nach- 
sicht der Strafe wieder als unbescholten angesehen. 


Juristische Personen über das Wahlrecht durch 
ein Mitglied ihrer Vertretung, Frauen und volljährige 
Männer unter 25 Jahren durch Bevollmächtigte, Mind- 
erjährige und Handlungsunfähige durch ihre gesetz- 
mäßigen Verireter, mehrere Eigentümer durch eine 
aus ihrer Mitte gemeinsam bestimmte Person aus. 
Diese Personen müssen den Voraussetzungen lür die 
persönliche Ausübung des Wahlrechtes entsprechen. 
Bevo:ılmächtigte dürfen nur einen Wahlberechtigten 
vertreten. 


jeder Wahlberechtigte kann in einem Kreise für 
seine Person nur eine Stimme abgeben. 


Der Staat übt sein Wahlrecht durch einen De- 
legierten aus. 
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S 4. 
Grappe der Städte. 


In diese Gruppe gehören jene Städte, auf die 
sich die Verordnuncen des Armeeobrkonmandanten 
vom 18. August 1916, Nr. 64 und 65 Ver. BL. 
beziehen. 


Die Mandate dieser Gruppe werden auf die im 
Kreise befindlichen Städte nach ihrer Einwohner- 
zahi aufgeteilt; auf jede Stadt muß :edoch wenigstens 
ein Mandat entfallen. 


Die Kreisverordneten werden in jeder Stadt von 
den Mitgliedern des Stadtrates und jenen Mitgliedern 
des Magistrates, die nicht dem Stadırate angehören, 
unter dem Vorsitze des Bürgermeisters (Stadtprä- 
sidenfen) gewählt 


SA 
Gruppe der Landgemeinden 


Die Kreisverordneten dieser Gruppe werden 
derart gewählt, daß auf jede Landgemeinde nach 
Möglichkeit ein Kıeisverordneter enifäll. Wo dies 
nicht möglich ist, sind mehrere Gemeinden zu einem 
Wahlbezirke zusammenzulegen. 


Wahlberechtigt ist, wer: 


1. in der Gemeindeversammlung stimmberech- 
tigt ist, oder 


2. zur Zeit der Ausschreibung der Wahlen in 
der Gemeinde ein Wohnhaus im Feuerversicherungs- 
werte von wenigstens zweifausend Rubel besitzt, oder 
mit einer Handels- oder Gewerbepatentsteuer in Vor- 
schreibung steht, oder 


3. in der Gemeinde wohnt, das 25. Lebensjahr 
vollendet und vier Klassen einer Mittelschule absol- 
viert hat. 


Im Falle des Punktes 3 kann das Wahlrecht 
nicht durch Bevolmächtigie ausgeübt werden. Im üb- 
rigen gelten für die Ausübung des Wahlrechtes die 
Vorschriiten des § 3, Absätze 3 bis 7. 


Wer in der Gruppe der Höchstbesteuerten wahl- 
berechtigt ist, hat in der Gruppe der Landgemeinden 
kein Stimmrecht. 


§ 6. 
Wählbarkeit. 


Erfordernisse der Wählbarkeit sind: 
1. das vollendete 30. Lebensjahr, 
2. männliches Geschlecht, 


3. Voilgenuß der bürgerlichen Rechte, 


4. ordentlicher Wohnsitz oder Besitz einer Re- 
alität oder Betrieb eines Gewerbes mit iestem Stand- 
orte im Kreise, 


5. Unbescholtenheit, 
6. Beherschung der polnischen Sprache in Wort 
und Schriit. 
BT 
Wahlordnung. 


Die Vorschriften über die Ausschreibung und 
Durchführung der Wahlen werden durch Verordnung 
des Militärgeneralgouvernements erlassen. 


GE 
Wirkungskreis der Kreisvertretung. 


Der Wirkungskreis der Kreisverfretung umfaßt: 


L Die Wahrnehmung der wirtschsftlichen, hygie- 
nischen und kulturellen Interessen des Kreises, somit 
insbesondere: 


1. Verwaltung des eigenen Vermögens, 


2. Schutz und Ausgestaltung der Landwirtschaft, 
des Handels und Gewerbes. 


3. Errichtung und Erhaltung der im Interesse 
des Kreises notwendigen Straßen und anderen Kom- 
munikationsmittel, sowie Subventionierung von Ver- 
kehrsanlagen, deren Erhaltung anderen Faktoren 
obliegt, 


4. Sanitäre Vorsogen, 


5. Errichtung und Erhaltung oder Subventio- 
nierung von Krankenanstalten und anderen sanitären 
Einrichtungen, 


6. Armenwesen, 
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7. Förderung der Volks- und Fachbildung, 
8. Maßnahmen zur Bekämpfung der Trunksucht. 


Die Bestimmung der Straßen, deren Erhaltung 
der Kreisvertretung obliegen wird, erfolgt in letzter 
Instanz vom Militärgeneralgouvernement. 


IL Die Obsorge und Überwachung der Land- 
gemeinden und Städte hinsichtlich ihrer Wirtschafts- 
gebarung und der Erfüllung ihrer Obliegenheiten. 


Die Kreiskommandos haben diese Angelegen- 
heiten zur Erledigung an die Kreisverfretungen zu 
überweisen. 


II. Mitwirkung bei Durchführung der staatlichen 
Aufgaben, die der Kreisvertretung von staatlichen Be- 
hörden zugewiesen sind. 


IV. Stellung von Anträgen in Bezug auf Maßnah- 
men, die eines Gesetzes bedürfen und die Interessen 
des Kreises berühren. 


Ss 9. 
Einnahmen der Kreisvertretangen. 


a) Staatliche Subventionen und jene staatlichen 
Einnahmen, die den Kreisvertretungen gesetzlich über- 
wiesen werden, 


b) eigene Einnahmen: 


I. Zuschläge zu den Staats- und Gemeinde- 


steuern, 


2. die Erträgnisse der durch gesetzliche Vor- 
schriften eingeiührten direkten Kreissteuern, insbeson- 
dere der Hundesteuer, 


3. Gebühren für die Benützung von Anstalten 
und Einrichtungen, die von der Kreisvertreiung im 
öffentlichen Interesse erhalten werden, 


4. Gebühren von Grundbesitzern und Gewerbe- 
treibenden, für die Benüfzung ‚solcher Einrichtungen, 
aus denen ihnen besondere Vorteile erwachsen, 


5. Erträgnisse aus gesetzlichen Alleinrechten 
der Kreisvertreiung zum Vertiiebe von Bedarfsgegen- 
ständen, 


Einnahmen aus dem eigenen Vermögen. 


Das Militärgeneralgouvernement kann der Stadt 
Lublin einen einmaligen oder ständigen Zuschuß zu 
den Verwaltungsausgaben des umliegenden Kreises 
vorschreiben. 


S 10. 
Organe der Kreisvertretung. 
Organe der Kreisverfretung sind: 


Kreisaus- 
Vorsitzende 


der Kreistag (sejmik powiatowy), der 
schuß (wydział powiatowy) und der 
(przewodniczacy) 


Der Vorsitzende ist der jeweilige Kreiskomman- 
dant oder in seiner Vertretung der Leitende Zivil- 
kommissär. 


LE 


Kid 


Kreistag. 


Der Kreistag wird auf Einladung des Vorsitzen- 
den in der Regel jedes Vierteljahr einberufen. Er 
muß einberufen werden, sobald dies ein Drittel der Kreis- 
verordneten verlangt. Der Kreistag ist beschlußfähig, 
wenn außer dem Vorsitzenden wenigstens die Hälfte 
der Kreisverordneten anwesend ist. 


Beschlüsse werden mit Sin menmerheit 
Bei Stimmengleichheit entscheidet 
Vorsitzenden. 


gefaßt. 
die Stimme des 


Der Beschlußiassung des Kreistages sind 
gende Angelegenheiten vorbehalten: 


fol- 


1. Festsetzung des Kreisbudgets und Ueberprü- 
fung des Rechnungsabschlusses, 


2.. Einrichtung des Bureaus der Kreisverfrefung 
und Festsetzung der Zahl und der Bezüge der 
Beamten, 


3. einmalige Ausgaben über lünitausend Kronen, 


4 Übernahme dauernder Verpflichtungen von 
jährlich mehr als fünfhundert Kronen, 


5. Aufnahmen von Anleihen, die das Budget 
ständig belasten, 


6. Einführung von Kreissteuern und anderen 
Abgaben, von Zuschüssern zu den Staats- und Gemeinde- 
steuern, von Alleinrechten der Kreisverfretung, sowie 
hieraufgerichtete Anträge (§ 8, Punkt IV), 


7. Festsetzung der Geschäftsordnung für den 
Kreistag und den Kreisausschuß, 
8. Entscheidung über Beschwerden gegen die 


Beschlüsse des Kreisausschusses, 


Nr. o 


9. Angelegenheiten, die sich der Kreistag vor- 
behält. 


Anträge im Kreistage zu stellen sind berechtigt: 


a) der Vorsitzende im Namen der Militärver- 
waltung, 


b) der Kreisausschuß als solcher, 
c) jeder Kreisverordnete. 


Der Kreistag ist berechtigt, für spezielle Angele- 
genheiten Kommissionen zu bestimmen und für diese 
Regulative hinauszugeben. 


Gel 
Kreisaasschuss. 


Der Kreisausschuß bestet aus dem Vorsitzenden 
des Kreistages und aus sechs Mitgliedern, von denen 
drei von den Kreisverordneten jeder der drei Wahl- 
gruppen, die übrigen vom ganzen Kreistage entsendet 
werden. In derselben Weise wird für jedes Aus- 
schußmitglied ein Stellvertreter gewählt. 


Der Kreisausschuß wird über Einledung des 
Vorsitzenden in der Regel allmonatlich einberufen. 
Er muß einberufen werden, sobald dies zwei Aus- 
schußmitglieder verlangen. 


Der Kreisausschuß, ist beschlußfähig, wenn 
außer dem Vorsitzenden wenigstens drei Mitglieder 
anwesend sind. 


Beschlüsse werden mit absoluter Stimmenmer- 
heit gelaßt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. 


Der Kreisausschuß bereitet die zur Beschluß- 
fassung des Kreistages bestimmten Angelegenheiten 
vor und beschließt über alle anderen Angelegenhei- 
ten; die dem Kreistage nicht vorbehalten sind. 


Der Kreisausschuß delegiert eines seiner Mitglie- 
der zur Leitung des Bureaus der Kreisvertretung. 


Der Kreisausschuß übt in den Städten und Land- 
gemeinden das Aufsichtsrecht über die Gemeinde- 
wirtschaft und die Disziplinargewalt über den Bür- 
germeister (Stadtpräsidenten), Gemeindevorsieher und 
die anderen Gemeindebeamten aus. Disziplinarmaß- 
nahmen sind: 


1. Mahnungen und Rügen, 


2. Geldstrafen bis zu hundert Krenen, 
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3. Suspension vom Amte bis zur Entscheidung 
des Militärgeneralgouvernements. 


Der Kreisausschuß kann die Auslührung der 
Beschlüsse von Veiiretungen und Organen der Städte 
oder Landgemeinden bis zur Entscheidung des Mili- 
tärgenalgouvernements sistieren. 


Der Kreistag kann den Mitgliedern des Kreis- 
ausschusses und der Kommissionen nach Maßgabe 
der verfügbaren Mittel Diäten zuerkennen. 


BS 13. 
Vorsitzender. 


Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und 
sorgt für die Ausführung der Beschlüsse des Kreis- 
tages und des Kreisausschusses und führt laufende 
Geschäfte Er zeichnet alle Schriftstücke im Namen 
der Kreisvertretung. Urkunden, durch die Verpilichtun- 
gen übernommen werden, müssen außer vom Vor- 
sitzenden auch von zwei Ausschußmitgliedern un- 
teriertigt sein. 


Dem Vorsitzenden obliegt die Aufnahme des 
Bureaupersonals nach Anhörung des Kreisausschusses 
und die Ausübung der Disziplinargewalt über das 
Personale der Kreisveriretung. 


un 


ER 
Amtsprache. 


Die Amtsprache des Kreistages, des Kreisaıs- 
schusses und aller ihrer Organe ist die polnische. 


Alle Kreisverfretungen müssen jedoch Zuschriften 
militärischer Kommandos ohne Rücksicht auf deren 
Sprache, nichtpolnische Parteieingaben dann in Be- 
handlung nehmen, wenn die Sprache der Eingabe 
gesetzlich zugelassen ist und von wenigstens zehn 
Prozent der Einwohner des Kreises gebraucht wird. 


Sr 15: 
Aufsichtsrecht. 


Der Vorsitzende ist berechtigt, die Ausführung 
der Beschlüsse des Kreisausschusses und des Kreis- 
tages zu sistieren. 


Die Sistierung muß verfügt werden, wenn die 
Beschlüsse den bestehenden gesetzlichen Vorschriften 
und gesetzmäßicen behördlichen Verfügungen wieder- 
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sprechen oder den Wirkungskreis der Kreisvertretung 
überschreiten. Der Vorsitzende hat bei Sistierung 
eines Beschlusses des Kreisausschußes die Angele- 
genheit vor den nächsten Kreistag zu bringen, bei 
Sistierung eines Beschlusses des Kreistages die An- 
gelegenheit binnen drei Tagen dem Militärgeneral- 
gouvernement zur Entscheidung vorzulegen. 


Dem Militärgeneralgouvernement steht das Ober- 
aufsichtsrecht über die gesamte Tätigkeit der Kreis. 
verfretungen zu. 


Folgende Beschlüsse bedürfen jedenfalls der Ge- 
nehmigung des Militärgeneralgouvernements: 


1. Übernahme von Straßen und anderen Kom- 
munikationsmitteln in die Verwaltung des Kreises, 


2. Einführung von Kreissteuern und anderen 
Abgaben, von Zuschüssen zu den Staats- und Ge- 
meindesteuern, von Alleinrechten der Kreisverireiung 
unbeschadet cer Vorschrift des $ 8, Punkt IV, 


3. Festsetzung des Kreisbudgets und Geneh- 
migung des Rechnungsabschlusses, 


4. Übernahme einer Verpilichtung im Geldwerte 
von mehr als fünizigtausend Kronen. 


Wenn die Kreisverietung ihre den öffentlichen 
Interessen dienenden Aufgaben nicht erfüllt, kann 
der Vorsitzende diese Aufgaben nach eingeholter 
Ermächtigung des Milifäryeneralgouvernements gegen 
nachträgliche Mitteilung an die Kreisvertetung selbst 
versehen lassen. 


$ 16. 
Beschwerden. 


Wer durch einen Beschluß der Kreisverfretung 
oder eine Verfügung ihres Vorsitzenden in seinen 
Rechten verletzt ist, kann innerhalb vierzehn Tagen 
nach der Zustellung oder der Mitteliung der Ver- 
fügung beim Vorsitzenden die Beschwerde an das 
Militärgeneralgouvernement einbringen. 


Das Militärgeneralgouvernement entscheidet end- 
gültig. 


Ste 


Aallösang der Kreisvertretang. 


Das Militärgeneralgouvernement kann vor Ablauf 
der Amtsdauer die Kreisvertreftung auflösen und trifft 


Nr. 9. 


in diesen Fällen die notwendigen Anordnungen wegen 
Fortführung der Angelegenheiten derselben. 


Neuwahlen müssen binnen drei Monaten statt- 
finden. 


S 18. 
Durchlährangsmassnahmen 


Das Militärgeneralgouvernement ist ermächtigt, 
alle Maßnahmen zu treffen und Verordnungen zu 
erlassen, die zur erfolgreichen Durchführung dieser 
Verordnung notwendig sind. ` 


S 19. 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kund- 
machung in Kraft. 


3: 
Reorganisation des Finanzwesens. 


Voraussichtlich mit dem 1. Oktober 1917 tritt 
nachstehende Änderung in der Organisation des Fi- 
nanzdienstes bei den Kreiskomn anden in Kraft. 


Zur Besorgung sämmtlicher Angelegenheiten des 
indirekten Steuerdienstes in I. Instanz (Indirekte Ab. 
gaben einschließlich der Finanzmonopole und Gebüh- 
ren) werden bei den Kieiskommanden Kielce, Piotrków 
Radom und Lublin „Finanzreierate für den Gefälls-’ 
dienst“ gebildeı. 


Der hiesige Kreis gehört nach Kielce. 


Dem Finanzreierate für den Gefällsdienst kom- 
men als Finanzbehörde 1. Instanz nachstehende 
Befugnisse zu: 


1) Die Bewilligung zur Inbetriebsetzung bereits 
bestehender kontrollpflichfiger Unternehmungen und 
zwar der: Brennereien, Bierbrauereien, Spiritusraifine- 
rien, Essigfabriken, Denaturierungsanstalten, Likörfa- 
briken, Zuckerfabriken, Zigareitenhülseniabriken u.s.w. 


Hierin inbegriffen ist auch die Verleihung dei 
in den A O K. Vdg. vom 26. Juli 1915 Nr. 28 und 
vom 22. Apil 1916 Nr. 55 vorgesehenen Konzessionen 
betr. das Tabak- und Branntweinmonopol. Jedoch 
wird bis auf Weiteres verfügt, daß Entscheidungen 


Nr. 9. 


über derartige Gesuche der Partei gegenüber nur von 
dem örtlich kompetenten Kreiskommando ausge- 
sprochen werden. 


2) Die Feststellung der Höhe und die Ausier- 
tigung der Verzehrungs steuerpatente. 


3) Erteilung von Bewilligungen zur Führung der 
Tabakverläge durch Vertreter. 


4) Oberaufsicht über sämmtliche Tabakver- 


schleisstellen. 


5) Aufsicht über die Finanzwache und Trans- 
ferierung der Fz. W. Mannschaft im ganzen Bereiche 
im Einvernehmen mit dem zuständigen Kreiskom- 
mando. <Transierierung der Fz. W. Mannschaft im 
Bereiche der einzelnen Kreise jällt wie bisher in den 
Wirkungskreis der Kreiskommandanten. 


6) Geiällsstrafangelegenheiten. 


7) Bemessung der unmittelbaren Gebühren, so- 
ferne dieseibe nicht von den Notären oder Gerichten 
vorgenommen wird. 


4. 
Durehführungsbestimmungen 


zur Verordnung vom 3. Juli 1917, betreffend die 
Beschlagnahme von Heu. 


In Durchführung der Verordnungen vom 23. 
Juni 1917, Vdg. Bl. Nr. 58 betrefiend den Lnndwirt- 
schafisrat, sowie vom 3. Juli 1917, Vdg. Bl. 60, bc- 
treffend die Beschlagnahme von Heu wird verfügt 
wie folgt: 


I. 
Verbrauensnormen. 


Als Höchstverbrauchsnormen werden festgesetzt: 


a) für Pierde über zwei Jahre und Rinder über 
sechs Monaten 50 q Heu pro Stück und Jahr gleich- 
giltig, ob es sich um Pruduzenten oder um versot: 
gungsberechtigte Personen, (Nichtproduzenten) handelt. 


b) für Pferde bis zu zwei Jahren und Rinder 
bis zu sechs Monaten 5 q pro Stück und Jahr gleich- 
giltig, ob es sich um Produzenten oder um versor- 
Qungsberechtigte Personen d. h. Nichtproduzenten, 
handelt. 


% 


Die Verbrauchsquote ist bei Pierden vom 1. Au- 
gust 1917, bis 31. Juli 1918, bei Rindvieh vom 15. 
September 1917 bis 15. Mai i9i8 berechnet. 


Gleichzeitig wird die Annulierung der Übergangs- 
verbrauchsquote, die mit Verordnung des M.G.G. vom 
12. August 1917 M. G. G. WS Nr. 80853 festgestellt 
wurde, verlügt. 


ll. 


Einkaufsberechtigang der P.F Z. 


a) Übernahme des beschlagnahmten Rauhfutter. 


Die P. F. Z. besorgt die Übernahme und den Ab- 
schub des beschlagnahmten Heues durch zwei Rauh- 
futtereinkaufskonsoriier für das k. u. k. Okkupations- 


gebiet, von welchem sich die Tätigkeit des einen auf ` 


die Kreise links der Weichsel, des zweiten auf die 


Kreise rechts der Weichsel erstreckt. 


Die Rauhfuttereinkaufsstellen üben ihre Tätigkeit 
im Namen der P. F. Z. als Generalagenten derseiben 
aus, und bestellen für jeden Kreis einen Kreis- 
verfreter, welcher von der DEZ legitimiert wird. 


Der Kreisverfreter hat vor Übernahme seiner 
Tätigkeit die Legitimation dem Kreiskommando, in 
dessem Bereiche er als Vertreter bestellt ist, zwecks 
Vidierung vorzulegen. 


Die Angesteliten der Kreisvertreter werden auf 
Antrag des beıreilenden Kreisverireters, welcher von 
der Direktion der P.F.Z. genehmigt sein muß, durch 
das Kreiskommando legitimiert. 


Sämtliche Legitimationen. die behuis Einkauf, 
bezw. Übernahme von Heu von anderen Behörden 
ausgestellt wurden werden zugleich als nichtig 
erklärt. 


b) Kontrol e. 


Die DEZ übt über die Tätigkeit der Rauhfutter- 
einkaufsstellen die Kontrolie durch die Reiseinspek- 
toren aus. Diese Inspektoren werden seitens’ der 
P. F. Z. mit den von der E.V. Z. des MOO 
vidierten Legitimationen, die zur Ausübung der Kon- 
trolltätigkeit im ganzen MOO. Bereiche berechtigen, 
versehen. 


c) Zufuhr von Heu zu den Presse — bezw. Über- 
nahmsstellen der P F.Z. 


Der Produzent ist verpflichtet, das Heu auf eige- 
ne Kosten zu den von der BEZ bezeichneten Preß_ 
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bezw. Übernahmsstellen, die jedoch nicht weiter als 
3 km. von der Produktions.- bezw, Lagerungsstelle 
des Heues entiernt sein  dürlen, zuzufüren. 


Weigert sich der Produzent das Heu mit eigenen 
Fuhrwerken oder auf eigene Kosten zuzuschieben, 
so sind die Zwangsmaßnahmen im Sinne des § 8. 
der Vdg. vom 3. Juli 1917 anzuwenden, und die 
eventuellen Zufiuhrkosten mit 30 h pro q und km. 
. berechnet von dem Übernahmspreise in Abzug zu 
bringen. 


d) Zuschub zu der Bahnverladestafionen hat 
die Rauhluttereinkaufsstelle in der Regel mit Vor- 
spännen, die im Wege eines gütlichen Überein- 
kommens zwischen ihr und den Fuhrwerksbesitzern 
gemietet werden, zu berwerkstelligen. 


Sollte die Rauhfutfereinkausstelle ausserstande 
sein, in dieser Weise die nötige Anzahl von Vorspän- 
nen mieten zu können, so hat sich der Kreisverfrefer 
an das betreffende k. u. k. Kreiskommando, welches 
die zwangsweise Beistellung von Vorspännen gegen 
Vergütung von 30 h pro q und km. seitens der 
Einkaufsstelle veranlassen wird, zu wenden. 


Il 


Versorgung der Nichtprodazenten. 


Die Nichtproduzenten, u. zw. sowohl die Land- 
wirte wie auch Nichtlandwirte, welche Heu benötigen, 
haben ihren auf Grund der Verbrauchsquofe iesige- 
stellten Bedari bis längstens 31. Oktober 1917 anzu- 
melden. Die Anmeldung muß enthalten: 


1. Vor- und Zuname des Besitzers der Pferde, 
bezw. Rindviehe welche versorgt werden müssen, 


2. Die Ortschaft, in der der Besitzer wohnt, bezw. 
in der sich die zu versorgenden Pferde und Rinder 
- befinden, 


3. Die Anzahl der versorgungsbedürftigen Stücke. 
Die Anzahl der Pierde über 2 Jahre und der Rinder 
über 6 Monate muß separat von der Anzahl der Foh- 
len und Kälber angegeben werden, 


A das auf Grund der Verbrauchsquote festge- 


ob stellte Heuquantum welches zur Ernährung des an- ` 


‚gegebenen Viehstandes benötigt wird, 


5. das Quantum von Heu eigener Produktion, 
welches dem Pferde- bezw. Rindviehbesitzer zur 
Verfügung steht, 


6. das Quantum von Heu, welches beschait 
werden muß. 


Die Anmeldung erfofat: 


a) In den Dörfern und kleinen Städten beim 
Gemeindevorstand, 


b} In größeren Städten beim Magistrate der 
Statd, 


c) In Industrie- bezw. Grubencentren beim kuk, 
Kreiskommando. 


Die Gemeindevorsteher und Magistrate überprüfen, 
ob die in den Anmeldungen angeführte Anzahl von 
Vieh und Pferden, wie auch der angegebene Bedarf 
an Heu richtig ist und stellen auf Grund der Anmel- 
dungen, die Karten, welche zur Übernahme von Heu 
berechtigten, aus. 


Das betreifende Kreiskommando schreibt die 
Formulare zu den Heukarten vor, und beteilt damit 
die Gemeindevorsteher undjStadtmagistrafe. Die Druck- 
bezw. Litographiekosten wie auch die Kosten der Aus- 
stellung der Karten bezahlt die Partei, welcher die 
Karte ausgeio!gt wird. Die Karten wie auch eine su- 
marische Zusammenstellung haben die Gemeinden 
und Stadmagisirate bis längstens 15. November 1917 
an das betreffende k. u. k. Kreiskommando zu über- 
senden. 


Nach geflogenem Einvernehmen mit der Kreis- 
aufsichtskommission stellt das k. u. k. Kreiskomman- 
do die Höhe des Kreisbedarfes fest, vidiert die vorge- 
legten Heukarten, bezw. stellt nach den Anmeldungen 
der Berawerks- und Industrienzentren die neuen Kar- 
ten aus und sendet dieselben den Gemeindevorstehern, 
bezw. Stadtmacistraten zur Aushändigung an die 
Versorgungsberechtigten zurück. 


Die summarische Zusammenstellung übermittelt 
das Kreiskommando dem Kreisveireter der Rauhfutter- 
einkaufsstelle und beauitragt ihn, den Bedari zu 
decken. 


Die Deckung des Bedarfes durch die Rauhfutter- 
einkauisstelle erfoglt in der Weise daß: 


a) in Dörfern und kleinen Städten der Kreis- 
vertreter der Rauhfuttereinkauisstelle den mit Heukar- 
ten beteilten Personen die Bewilligung zur Übernahme 
der beirefienden Quanten direckt von den Produzen- 
ten in den von ihm nahmnait gemachten, nach. Mög- 
iichkeit derselben bezw. Nachbargemeinde zu dem 
durch Beschlagnahme verordnung festgesetzten Über- 
nahmspreise erteilt. 
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b) daß in den Städten und Indusfriezentren, 
bezw. Gegenden, an welche das Heu von weitergele- 
genen Ortschatten zugeschoben werden muß, der 
Kreisvertreter der Rauhfuttereinkaufsstelle, den Zuschub 
veranlaßt. Das zugeschobene Heu wird an die Ver- 
Sorgungs berechtigten gegen Vorweisung der durch 
das k. u. k. Kreiskommando vidierten Heukarten 
verteilt. 


Die Verteilung von Heu wird entweder durch 
die Einkaufssielle im Wege des Kleinverkaufes aus 
den zu diesem Zwecke errichteten und geführten 
Lagermagazinen oder durch den städtischen Apro- 
visionierungsausschuß je nach Vereinbarung zwischen 
der Raufuhttereinkaufsstelle und dem betrefienden städ- 
tischen Aprovisionierungsausschuß durchgeführt. 


Die Rauhlfuttereinkauisstelle ist berechtigt, bei der 
Lieferung von Heu an zuschubsbedüritige Städte und 
Industriezentren folgende Preise zu berechnen: 


1. Beim Kleinverkauf aus den Lagermagazinen: 


für Heu ungepreßt K 30. — 
ra gepreßt K 32. — 
für Kleeheu ungepreßt K 33. — 
RE gepreßt K 35. — 


loco Magazin der Einkaufsstelle. 


2. Bei Lieferung in ganzen Wagons direkt an 
die Konsumenten bezw. Aprovisionierungskomitees: 


für Heu ungepreßt K 25 — 
n e ` gepreßt K 27.— 
für Kleeheu ungepreßt K 28. — 
» 7 gepreßt K 30.— 


loco Wagon der Übernahmsstation. 


IV. 
Transportiegitimationen. 


Die Legitimationen, welche zum Einkauie, bezw. 
Übernahme von Heu berechtigen, wie auch die vom 
Kreiskommando vidierten Heukarten bilden zugleich 
die Legitimation für den Transport von Heu per 
Fuhren. 


Nur jene Mengen, welche als Fuiter für die Dauer 
von drei Tagen für Pferde. bezw. Ochsen, welche das 
betreffende Quantum führen, benötigt werden, dürfen 
ohne Transportlegitimationen und ohne jedwede_ ter- 
minoriale Beschränkung mifgeführt werden. 


| 
| 
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In diesem Falle ist bei Pierden 3 kg. bei Ochsen 
4 kg. pro Stück und Tag zu berechnen. 


Lë 


Bahn und Schilftransporte. 


Der Transport von Heu auf normalspurigen Bah- 
nen kann nur auf Grund von mit Stampiglie der E.V.Z. 
des MOO. Lublin und Unterschrift Leutnant v. MOCH- 
NACKI versehene Frachtbrieien erfolgen. Sämtliche 
andere Frachtbriefe (auch die Frachtbriefe der E.V.Z. 
mit Unterschrift „Oblt. Rediich“) werden gleichzeitig 
als ungiltig erklärt. Die Transporte mit den Kleinbah- 


nen aller Art und per Schiff (Galleren) erfolgen 
auf Grund der Einkaufs- bezw. Übernahmslegiti- 
mationen. 


Y1. 


Kontrollmassnahmen. 


Mit der Überwachung der Ausführung aller obigen 
Anordnungen, insbesondere mit d:r Beaufsichtigung 
der Tätigkeit der Rauhfuttereinkauisstelle bezw. der 
Kreisvertreter derselben, sowohl hinsichtlich der Lieie- 
rungen für die M. V. wie auch für den Lokalbedarfi, 
wird das Kreiskommando den landwirtschaftlichen 
Referenten und die ihm zugewiesenen Hilisorgane 
befrauen. 


VII. 


Zwangsmitteln. 


Weigeri sich der Produzent, das beschlagnahmte 
Heu der Rauhfuttereinkauistelle zu verkaufen, so hat 
sich der Kreisvertreter der Einkaufsstelle an das befrei- 
iende Kreiskommando um Anordnung von Zwangs- 
mifteln zu wenden. 


Das Kreiskommando hat in solchen Fällen, wo 
es sich um gößere Quantitäten handelt, nach mit der 
Kreisaufsichtskommission gepflogenen Einvernehmen 
über die Verpflichtung zur Abgabe des betreffenden 
Quantums endgilfig zu erkennen, und erforderlichen- 
falls dessen zwangsweise Wegnahme zugunsten der 
P. F. Z. bezw. der Rauhfuttereinkaufsstelle als deren 
Beauitragte, zu verfügen. 


Für das zwangsweise eingelieferte Heu ist die 
Rauhfuttereinkauisstelle verpflichtet, dem Produzenten 
den vollen Übernahmspreis zu bezahlen. Der Produ- 
zent verliert jedoch in diesem Falle die Berechtigung 
auf die auszuzahlende Anzeigeprämie und Lagerungs- 
zuschlag ($ 8 der Vdg. vom 3. Juli 1917). 
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ständigen Kreiskommandos um Bewilligung der Zutei- 


5. | lung des benötigten Saatgufquantums anzusuchen. 
Durchführungsbestimmungen. | Falls die L.A. das Ansuchen begründet findet, 
beirefiend den Verkehr mit Oelfrüchten, | weist dieselbe das Saatgut zu. 


In Durchführung der Verordnung vom 20. Juli Als Verkaufspreis für Saatgut gelten: 


1917, Vdg. Bl. Nr. 62 betreffend die Beschlagnahme | 
| 


von Oelfrüchten wird verfügt wie folgt: ee ee E 
für Lein, Raps, Hanf, Seni. K 150. — 
Er tireda .- . +... -K 100 
Saatgut. A 
Für Saatzwecke ist dem Produzenten das im 9-2 


| 
S 3 obiger Vdg. pro Morgen festgesetzte Aussaatquan- | 

tum zu belassen. Die Anbauflächen können von den | Preise. 
Produzenten bei der L. A. des Kreiskommandos sofort | 
| 


schlussbriellich zu den diesjährigen Bedingungen fest- Die im § 6 normierten Uebernahmspreise wer- 


gelegt werden. | den an jene Produzenten bezahlt, die mit der L. A. 
> | weder Anbau — noch Ablieferungsverträge abgeschlos- 
Die für Saatzwecke belassenen Oelfrüchte, die | sen haben. x x 


aber nicht für diesen Zweck verwendet werden, unter- | 
liegen der Beschlagnahme seitens der Kreiskomman- | Für Hederich gili als Einheitspreis K-90.— per 


dos und sind an dieselben wieder abzuliefern | 100 kg. 
Landwirte, welche das nötige Saatgut nicht oder | Für die mit dem Grossgrundbesitze geschlosse- 
nur teilweise besitzen, haben bei der L. A. des zu- | nen Anbauverträge gilt für: 


EEE ET e E 
Grund- Ablieferungs-| Anbauprä- 
preis prämie mie pro i ANMERKUNG. 
Dro log Dro log Morgen 


(ei el EE 


>59 
len ess Te 
IL, 
ee 
MOB ini EE en 200 50 150 = 
GG 
Winterraps... N... 115 35 100 a E a 
SEN = 
Bonge s 115 35 100 55 3 S 
SEES 
ELE Ee 115 35 100 e 3,8% 
es: — 9 
Dame, ONER 115 35 100 SBER 
Se S 
EEN 115 35 100 SG ZS Z 
we 
Leindotter... 80 20 60 BR 


Hederich pro 1 q Kronen $0.— | Winter-und Sommerraps, Lein, Hani, Seni. K 150.— 

Für die mit dem Kleingrundbesitze geschlosse- Leindotter GEES Kale 
nen Ablieferungsverträge sind die Preise pro 1 q für: Hederich EE E ee Ae 
TEE et E | per (00 kg. 
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S A. 
(lebernahme und Bezahlung. 


Die Uebernahme erfolgt analog den Bestmmun- 
gen des § 6 der Vdg. 


Als Uebernahmsmagazine gelten die beibehal- 
tenen Magazine der E.V.Z. sowie jene Magazine POZ, 
in welchen ein Organ (Magazineur der E. V. Z. für 
die Oelfruchtaktion belassen wurde. 


Betreifs Qualität tritt ausser den Preisabzügen 
für mindere Qualität, eine Preisminderung auch dann 
ein, wenn der Produzent weger nachgewiesenen Mangel 
an Magazinsräumen noch feuchte Ware ablieiert. Das 
durch den Feuchtigkeitsgehalt noch bestehende plus 
an Gewicht, das beim Trockenwerden später schwindet, 
wird perzentuell in Abzug gebracht. Geht die Beimen- 
gung oder Verunreinigung der ablieferten Oeifrüchte 
über das übliche Mass hinaus, so kann die Frucht 
auf Kosten des Produzenten geputzf und das hernach 
verbleibende Gewicht bezahlt werden, oder es wird 
der Grad bezw. das Gewicht der Beimengung vom 
übernehmenden Organ geschätzt und die Oelfrüchte 
mit entsprechenden Preisabzug übernommen. 


Die Bezahlung erfolgt bis 30. September l. J. 
auf Grund der vom Uebernahmsmagazin ausgestellten 
Zahlungsanweisungen bei der Kassa der L. A. des 
zuständigen Kreiskommandos. Für die Zeit nach dem 
30/IX ergehen spezielle Verfügungen. 


g A 
Ablieferungsvorspänne. 


Der Produzent ist verpflichtet, die Ablieferung 
grundsätzlich bis zur Uebernahmsstelle mit eigenen 
Fuhrwerken durchzufüren. Ist die Uebernahmstelle 
mehr als 10 km. von Speicher des Grossgrundbesit- 
zers, oder von der Mitte des Dorfes beim Kleingrund- 
besitzer entiernt, so wird für über 10 km. hinausge- 
hende Strecke für jeden Kilometer und Meterzeniner 
30 Heller dem Einliefernden vergütet. 


Falls der Produzent nicht in der Lage ist, die 
Ablieferung mit eigenen Vorspännen durchzuführen, 
hat er dies rechtzeitig der L. A. des zuständigen Kreis- 
kommandos zu melden, welche sich die nötige Zahl 
der Vorspänne, notfalls im Zwangswege zu sichern 
hat. Falls bei der betreffenden Gemeinde nicht die 
nötige Anzahl Pferde vorhanden ist, ist die Beistellung 
aus den Nachbargemeinden zu verlügen. Für diese 
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beigestellten Vorspänne bei . Oelfruchtablieferungen 
werden pro 100 kg. und 1 km. 30 Heller vergütet. 


Diese Vergütung wird von der L. A. des Kreis- 
‘kommandos bezahlt, wird jedoch bei der Bezahlung 
der gelieferten Oelirüchte in Abzug gebracht. Den 
Transport vom Uebernahmsmagazin zur Bahn (bezw. 
zum L. L. Monopolmagazin) besorgt die L. A. selbst 
und hat sich die nötigen Vorspänne zu sichern. 


Sa 
Transport Legitimation. 


Als Legitimation bei Fuhrentransporten gilt eine 
von der L. A. des zuständigen Kreiskommandos aus- 
gestellte Bestätigung. 


S 6. 
Bahn- und Schilftransporte. 


Die Oelfrüchte sind da, für militärische Zwecke 
bestimmt ste!s als „Militärgut* zu betrachten. 


8 7. 


Alle Produzenten, welche gemäss vorzulegenden 
roten Eini. Bestätigungen der E. V. Z. mindestens 
200 kg. Oelfrüchte eingeliefert haben, erhalten eine 
Anweisung, mit welcher sie fertiges: Oel (für Fasten- 
tage) im Verhältnis von 100 Gramm pro Kopf und 
Jahr von der L. A. gegen Barzahlung erhalten. Für 
die Mengenbemessung ist der Getreidepass, resp. die 
Ausweiskarte K. massgebend. 


Für die Nichtproduzenten, bezw. die christliche 
städtische Bevölkerung werden für das ganze Gou- 
vernement ca. 21/, Waggon Oel reserviei und eriolgt 
deren Verteilung durch die Apa/KK unter Eighaltung 
derselben Kopfquote wie für Produzenten, (100 Gramm 
pro Kopf und Jahr). 


Die Produzenten haben ihren Anspruch auf Ku- 
chen und Oel bis 31. Oktober laufenden Jahres bei 
der L. A. des Kreiskommandos anzumelden. Den 
Zeitpunkt der Zuteilung behält sich das MOO. vor, 
Die Preise für Oel und Kuchen-schrot werden mit 
besonderen Verfügungen bekannt gegeben. 


S 8. 
Kontrollmassnahmen. 


Mit der Ueberwachung bezw. Ausführung der 
ergangenen Anordnungen werden das Kreiskommando, 


Ta 


der landwirtsch. Referent, der, Oelanbauoffizier (bezw. 
das hieiür bestimmte Organ) und die für Oelfrucht- 
anbau zugewiesenen Mannschaften betraut Deren 
Aufgabe ist besonders: 


a) Kontrolle der Produzenten betreifs Richtigkeit 
der gemachten Angaben, Schätzung der Erträge, Be- 
rechnung des zu belassenden, bezw. argefordeten 
Saatgutes. 


b) Kontrolie, dass die eingelieferten Saaten nicht 
angeieuchtet oder übermässig verunreinigt, sondern 
handelsüblicher Qualität sind. 


c) Unterstützung und Erleichterung bei der 
Durchführung der Ablieferung der auigebrachten Pro- 
dukte per Fuhre, Banh oder Schiff. 


d) Schäriste Kontrolle (mit Hilfe der 
merie), dass nirgends Vorräte verheimlicht 
schmiggelt werden. 


Gendar- 
oder ge- 


e) Schäriste Koufrolle imit Hilfe der Gendar- 
merie) dass in keiner gesperrten Oelpressanlage (Hand- 
presse) Oel erzeugt wird. 


Im Bedarisfalle können zur Durchführung dieser 
Aufgaben die erforderlichen Zwangsmittel angewendet 
werden, auch steht den Kreiskommandos (bezw. L.A.) 
das Recht zu, jederzeit die Wirtschaftsräume der 
Produzenten, sowie die gesperrten Oelpreressanlagen 
zu konfrolieren. 


ER? 


Zwangmassregeln. 


Bei Verletzung der Anze:gepflicht ($ 4 der Vdg. 


W. F. Nr. 77762) veriallen die Oelirüchte der zwangs- 
weisen Beschlagnahme ohne Vergütung. 


Wurde die Anzeigepflicht erfüllt, jedoch die Ab- 
lieferungspflicht (§§ 5. u. 8. d. Vdg. W. F. 77762) 
nicht eingehalten, so gebührt den Produzenten grund- 
sätziich nur die Hälfte des normierten Preises. Bezüglich 
der 2. Hälfte wird das Kreiskommando verlügen, ob 


a) diese auch dem Produzenten zu zahlen ist, 
b} diese teilweise oder ganz veıfällt. 


Die Verfügung ad a) wird das Kreiskommando 
in jenen Fällen, in welchen die Nichtablieterung nicht 
durch bösen Willen des Produzenten, sondern nur 
durch den Mangel an notwendigen Hilsmitteln ver- 
ursacht wurde. 


Die Veriügung ad. b) in jenen Fällen, in denen 
der böse Wille des Produzenten nachgewiesen wurde. 
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Dem Produzenten steht das Recht zu, gegen die 
Verfügung des Kreiskommandos den Rekurs an das 
M.6.G. einzubringen, und zwar im Wege des Kreis- 
kommandos, weiches den Rekurs mit den entspre- 
chenden Bemerkungen an das M.G.G. weiterzuleiten hat. 


S 10. 
Belehrung äber Straimassnahmen. 


Die im § 7 der Vag. vorgesehenen Geld- u. 
Fıeiheitsstrafen sind: Geldstrafen bis 5000 Kronen, 
Fre.licitsstrafen. 


Obigen Strafen unterliegt besonders: 


die sich in 
Verwahrung 


1. Wer Vorräte an Oelfrüchten, 
seinem Besitz beiinden oder in seiner 


sind, vorsätzlich versteckt oder verheimlicht bezw. 
beschädigt, vernichtet, beiseite schaft, verbraucht 
verfüttert. 


2. Wer Oelfrüchte ohne Bewilligung verarbei- 
tet und die gewonnenen Produkte verbraucht, ver- 
kauft oder verheimlicht, oder beiseite schafft. 


3. Wer Vorräte an Oelfirüchten von Personen 
kauft, die nicht zum Verkauf berechtigt sind. oder 
sie kauli. ohne selbst die Befugnis hiezu zu besitzen. 


4. Die Oeimühlenbesitzer oder Aufseher welche 
die für sie geltenden Bestimmungen nicht einhalten 


5. Der für Saatzwecke belassene bezw. für 
diese Zwecke gekaufte Oelfrüchte vorsätzlich für an- 
dere Zwecke verwendet. 


Unter strengen Massnahmen fallen Uebeiretungen 
gegen Preistreiberei Vorschriften und die Verletzung 
von Lieferungspiltchten (§ 2 der Vdg. vom 21/lI !917 
Vdg 21 29. 


Nach dieser Verordnung begeht der, welcher 
Vorräte bei Verletzung einer Anzeigepflicht oder 
Auskunftplicht verheimlicht, oder der Beschlag- 
nahme oder Ablieferung entzieht, ein Verbrechen und 
wird mit Kerker bis zwei jahren bestraft. Neben der 
Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis 20.000 Kronen 


verhängt werden. 


Gegenstände, durch derer Kauf oder Verkauf 
obige Verfügungen verletzt werden, sowie die Kaul- 
preise hiefür, unterliegen im Sinne des 9 der Vdg. 
vom 11 Juni 19!6, Vdg. Bl. 6: dem Verfalle und 
werden vom Kreiskommando zur Vertügung des M.G.G, 
verwendet. 


Nr. 9. 


6. 


Einkaufs- Ueberfuhr- und Ausfuhr Bewilli- 
gungen für Getreide Mahlprodukie, Säme- 
reien und Heu. 


Ad. M.G.G. Vdg. Ap. Nr. 84510 vom 27. August 1917. 


Die Erteilung von Bewilligungen zum Einkauie 
und Ueberiuhr von Getreide, Mahlprodukten, Sämereien, 
Kartofieln und Heu fällt ausschliesslich in den 
Wirkungskreis der polnischen Getreidezenfrale bezw. 
der poinischen landwirtschaftlichen Zentrale, bezw. 
der polnischen Futterzentrale. 


Die Bevölkerung wird hiermit neuerlich belehrt, 
dass Ansuchen um Erteilug einer Einkaufs- oder 
Ueberfuhrsbewilligung auf obenerwähnte Produkteder 
Militärverwaltung (M.G.G. Kreiskommando) nicht mehr 
vorgelegt werden dürfen. Diese Ansuchen sind an 
diejenige Kreisfilale der betreffenden Zentrale zu rich- 
ten, aus deren Tätigkeitsberciche die Ueberfuhr statt- 
finden soll. 


Ueberfuhrsbewilligungen werden von den Filialen 
- nur für Selbstversorger, welche Getreide für den Ei- 
genbedari überführen wollen und für Saatzwecke 
erteilt. 


Bewilligungen zum Einkaufe von Getreide für 
Aprovisionierungszwecke werden niemals erteilt und 
ist es volkommen zwecklos, dass M.G.G. der die 
Zentralen mit diesbezüglichen Bitten zu belästigen, da 
die Versorgung der städtischen Konsumenten, welche 
nicht zugleich Produzenten sind, ausschliesslich nur 


im Wege der Approvisionierungskomitees erfolgen darf. 


Bewilligungen zur Ausfuhr der Getreideprodukte 


für die Zivilpersonen erteilt das kuk Militär-Gene- 
ral Gouvernement. 


Bei Zivilpersonen die zugleich Produzenten sind 
und. die die zur Ausfuhr gelangenden Mengen aus 
ihren eigenen Vorräten nehmen, wird von der erteilten 
Bewilligung das zuständige Kreiskommando verstän- 
digt, mit dem Auftrage der Kreisiiliaie der P.G.Z, die 
bewilligte Ausfuhr zur Kenntnis zu bringen. 


Bei Zivilpersonen, welche eine Ausfuhrbewilli- 
gung erhalten und keine Produzenten sind, wird 
seitens des M.G.G. eine Anweisung auf Lieierung der 
betreffenden Menge mtt Angabe des Ablieferungsortes 
an die Direktion der P.G.Z. erfolgen und das zustän- 
dige Kreiskommando verständigt. 
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Kundmachung 


betrefiend die Klassilikafion der Transportmittel. 


Das Militärgeneralgouvernement für das k. u. k. 
Okkupationsgebiet hat auf Grund des § 8 der Verord- 
nung des k. u. k. Armeeoberkommandanten vom 22. 
Dezember 1915, betreffend die Aushebung der Trans- 
porfmittel für militärische Zwecke, die Klassiftkation 
der angemeldeten Transportimitel des Kreises Opatów 
angeordnet. 


Die Transportmittel der Gemeinden werden laut 
beiliegenden Reise-nur Geschäftsplanes klassifiziert 
werden. 


Die Klassifikation beginnt um 9 Uhr. 


jeder Transportmittelbesitzer hat seine Transport- 
mittel in ihrer gewöhnlichen Verwendungsart einzeln 
der Kommission vorzuführen oder vorführen zu lassen 
und zwar Reitpferde und Tragfiere gezäumt und gesat- 
telt, einzeln an der Hand; Fuhrwerke an die bespann- 
ten angehängt; allenialis vorhandenes Reservereitzeug 
und Zuggeschirr auf den Fuhrwerken verladen. Motor- 
fahrzeuge sammt allem Zugehör nach Tunlich- 
keit beiriebsfähig, sonst aui entsprechende Art. 
Nach Bespannung der Fuhrwerke etwa erübrigen- 
de Zugtiere sind mit dem allenfalls vorhandenen Zug- 
geschirr, Hunde mit Beißkörben versehen, an der 
Hand einzeln oder paarweise vorzuführen. 


Transportmittelbesitzer, welche wohl Fuhrwerke, 
aber keine Zugtiere besitzen, führen diese nach Wei- 
sung des Gemeindevorstehers (wójt soltys) angehängt 
an die bespannten Fuhrwerke der anderen Transport- 
mittelbesitzer derselben Ortschaft vor. 


Über die durch Kommission tauglich beziehungs- 
weise brauchbar beiundenen Transportmittel und das 
Zugehör erhält der Besitzer ein Widmungsblatt, wel- 
ches vom Besitzer entgegengenommen und sorgfältig 
autbewahrt werden muß. 


Die weiteren Verpflichtungen, welche aus der 
Übernahme des Widmungsblaties erwachsen, sind in 
der Belehrung zu demselben enthalten. 


Die Besitzer von Transportmitteln, welche vor- 
stehenden Bestimmungen nicht entsprechen, werden 
im Sinne des § 23 der Verordnung des k. u. k. Armee- 
oberkommandanten—soweit die Handlung nicht unter 
eine strengere Verstrafung jällt—mit Geldstrafe bis zu 
dreitausend Kronen oder mit Arrest bis zu drei Mo- 
naten, eventuell nebst der Geldstrafe auch noch mit 
Arrest bis einem Monate bestraft. 
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GESHÄFTSPLAN 


fär die Darchfährung der Transportmittel—Klassilikation 
Kreis Opatöw. 1917. 


Abgabsort der mit 
Widmungsblättern 
beteilten 
Transportmittel 


Anmerkung | 


Kiassifikationsort Tag | Monat | Stunde Gemeinde 


Wólka Lipowa 23 |Oktober| 8 Julianów Ćmielów 


Lasocin 24 m 9 Lasocin » 


Czyzöw szlach. 25 $ 9 Czyżów szlach » 


: 26 E e SH »- Je ” a e 
Wojciechowicc E > Wöliechowie » 
= X SÉ 28 = GE er Ze ge CG S SE "Sonntag 
Ożarów z - | S Er P EE | Emielöw a E: 
Cmielów l 30 i S 12 e Geet KE ; | 3 
o e ee, 
S es E Se | S É Gë e — 7 Feiertag 
FR SE Ss | X; 9 na > Ostrowiec 
E a len 


4 zZ = — Sonntag 


re : 5 5 a 7 | Taia KE EE? 
E E E 
gege S a d Q Se S » 
MA | Es | 5 3 9 Boksyce e e 
Grzegorzowice 10 É 9 ; Grzegorzowice i 
= — R | 11 » d - | — | EN — Sonntag 


Abgabsort: der mit 
Widmungsblättern 


Klassifikationsort Tag | Monat | Stunde Gemeinde beiailtehi Seil 
Transporimitte 

Łagów 12 Now 9 Łagów DDN l | 
eck e 13 ; S 9 "IN = | s Geen Bi 

723 R 14 $ E Dirk SS = FRE u a 
De WM E e KEE EE ée, 
Een E E ; er 
ne ee e Ve non Ba 
BU re TR re FSB RR Fees 
E GER 1 DE oe kDa ES 
Ce a gr Ce T 3 À 9 SN BE A j 
E E SEET a O Lann e zem 
ZE E KE Ge EE 
"SE E Ee KE ze ` 
3 pin TI Se $ à = Sadowie ki 
BEER Be ae |; ar EE 
Basch ze | LG 9 Ostende, 257 er Ost 2 2 

Zur Versendung durch die Bevölkerung werden 
8. zugelassen: 
Kundmachung a) gewöhnliche Briefe und Postkarten, 


vom 24. August 1917, betreffend die Zulassung 
des Postverkehres zwischen den Kriegsgeiangenen 
und den Bewohnern der okkupierten Gebiete. 


Für den Postverkehr der hiesigen Bevölkerung 
mit den Kriegsgefangenen in der Monarchie und bei 
der Armee im Felde gelten fortab die nachstehenden 
Bestimmungen: 


1. Der Postverkehr ist gestattet zwischen den 
Bewohnern des Militärgeneralgouvernements Lublin 
und den russischen Kriegsgefangenen. 


ea aa er tm; 


b) Postanweisungen bis zum Höchstbeirage von 
500 Kr, 


c) Pakete ohne Wertangabe bis zum Gewichte von 
einschließlich 5 kg. 


Alle diese Sendungen sind portofrei. 


2. Alle Sendungen müßen mit einer möglichst 
genauen Adresse versehen sein. Die Adresse der an 
Kriegsgefangene bei der Armee im Felde gerichteten 
Sendungen muß die mit Q. Nr. 65.469 Gstb. Präs. Nr. 
6613/17 Punkt 3 normierten Angaben enthalten. Sen- 
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dungen an Kriegsgefangene in der Monarchie müßen 
als Bestimmungsort die Angabe des betreiienden 
Kriegsgefangenenlagers aufweisen. 


Alle Sendungen haben ferner rechts oberhalb 
der Adresse in auffallender Weise den handschtiftli- 
chen oder gedruckten Vermerk: „Kriegsgelangenensen- 
dung — gebührenfrei“ zu tragen. 


Bei den Postanweisungen ist dieser Vermerk 
auf dem rechten Abschnitt, bei den Postdaketen auf 
der Sendung selbst und auf dem rechten Abschnitt der 
Postbegleitadresse anzubringen. 


Außer der Adresse des Empfängers hat der Ab- 
sender auch noch seinen eigenen Namen und seine 
Adresse anzugeben u. zw. bei den Briefen auf der 
Rückseite des Umschlages, bei den Postkarten au 
dem linken Teil der Vorderseite, bei den Postanwei- 
sungen auf der Vorderseite des linken Abschniftes, bei 
den Postpakefen auf der Sendung selbst und auf dem 
linken Abschnitt der Postbegleitadresse. 


3 Die Brieie und Postkarten müßen in leicht 
lesbarer Schrift: abgefaßt sein, bie Länge eines Briefes 
wird mit 4 Oktavseiten (nicht mehr als 60 Zeilen) 
bemessen. Die Briefe müßen offen aufgegeben werden. 


4. Auf den Abschnitten der Postanweisungen 
dürfen schriftliche Mitreilungen nicht angebracht wer- 
den. 


5. Die Postpakete dürfen nur Kleider, Wäsche, 
sonstige für den gewöhnlichen Bedari dienende Ge- 
brauchsgegenstände und nicht leicht verderbliche ER. 
waren (Konserven, Kakes, Marmelade, Chokolade, 
Zwieback u. dal.) enthalten. Falls die zu versenden- 
den Gegenstände einem Ausfuhrverbot unterliegen, ist 
eine besondere Bewilligung für die Ausfuhr nicht 
eriorderlich. Der Beischluß einer schriftlichen Mitte. 
lung ist unzulässig, ebenso dürfen schriftliche Mitte, 
lungen auf dem Abschnitt der Begleitadressen nicht 
angebracht werden. d 


Die Aufgabepostämter sind ermächtigt, nach Er- 
fordernis zur Feststellung des Inhalfes die Eröffnung 
der Pakete zu verlangen. 


Bezüglich der Verpackung und des Verschlusses 
gelten dieselben Vorschriften, wie für Feldpostpakete, 
Es ist zweckmässig, in die Sendung obenauf einen 
Zettel mit der genauen Abschrift der Adresse des 
Paketes einzulegen, um die Zusfellung auch im Falle 
pes Verlustes der Adresse zu sichern. 
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Die Pakete für die Kriegsgefangenen genießen die 
Zollfreiheit. Die Versendung geschieht auf Gefahr des 
Absenders. 


9. 
Rundmachung 


vom 27. August 1917, betreifend die Regelung des 
Postverkehres der Internierten und Konfinierten. 


Auf den Posiverkehr der Internierten und der in 
besonderen ‚Konfinierungsstafionen untergebrachten 
Konfinierten haben in der Relation Monarchie, Deut- 
schland — k. u. k. Okkupationsgebiefe und umgekehrt, 
sowie innerhalb der Okkupationsgebiet fortab die nach- 
stehenden Bestimmungen Anwendung zu finden u. zw.: 


1. In der Relation, Oesterreich, Deutschland- 
Okkupationsgebiet und umgekehrt, sowie innerhalb 
der Okkupationsgebiete: 


Der Postverkehr der Internierten und Konfinierfen 
ist nur gestattet mif den in ihrem Heimafslande wohn- 
haften Angehörigen, sowie der ihren Schutz besor- 
genden fremdländischen diplomafischen Veriretung. 


Zugelassen sind: 
a) gewöhnliche Briefe und Postkarten, 
b) Postanweisungen im Höchstbetrage von 500K, 


c) Pakete ohne Wertangabe nur an Internierte 
und Konfinierie jedoch bis zu dem in der betreffenden 
Relation für Privaipakefe zugelassenen Höchstgewichte. 


Die Postsendungen im Verkehre der Internierten, 
sowie der in besonderen Konfinierungsstationen un- 
tergebrachten Konfinierten sind portofrei. Die Sendun- 
gen müssen daher gleich den Kriegsgefangenen- 
Sendungen den handschriftlichen oder gedruckten 
Vermerk „Kriegsgefangenensendung, gebührenfrei“ 
tragen. 


Die Sendungen an Internierte bezw. Konifinierfe 
müssen mit einer möglichst genauen Adresse ver- 
sehen sein. Nach dem Namen des Empfangers muß 
der Vermerk „Interniert* bezw. „Konfiniert“ beigesetzt 
werden. Alle Sendungen, welche die Internierten und 
die vorbezeichneten Konlinierten abiertigen wollen 
müssen von dem Lager- oder Internierungs-Kom- 
mando (der Spifalverwaltung), dem (der) sie unter- 
stehen, bei den Postämtern zur Aufgabe gebracht 
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werden und das Amtssiegel dieses Kommandos (dieser 
Verwaltung), sowie einen die Staatsangehörigkeit des 
Internierten angebenden, mittels Stampiglie anzubrin- 
genden Vermerk tragen. 


Im Übrigen geiten die für den Postverkehr der 
hiesigen Bevölkerung mit den Kriegsgeiangenen ver- 
lautbarten Normen. 


2. Für den Verkehr der Internierten und Konli- 
nierten in der Relation Ungarn - Okkupaticnsgebiet ist 
die Zirkularveroranung des kgl. ung. Minister des In- 
nern Nr. 5066 res. 1914 maßgebend. Nach derselben 
ist den in dem Gebiete der ungarischen heil. Krone 
unter polizeilicher Bewachung bezw. Aufsichtstehenden 
Personen aus feindlichen Staaten nur mit ihren alle- 
nächsten Verwandten, welche am letzten ständigen 
Wohnort ihrer Heimat wohnen und von den ebendort 
fremden nur mit jenen, welche ihr Vermögen verwal- 
ten, Postsendungen zu wechseln gestattet u. zw. die- 
selben Sendungsarten, welche in der Relation mit dem 
betreffenden besetzten Gebiet im Privatpostverkehr 
‚gewechselt werden können. 


jene Sendungen, welche an unter polizeiiicher 
Bewachung stehende Personen adressiert sind, bezw. 
von diesen Personen, zur Post gegeben werden, sind 
portofrei (während die Sendungen der unter polizei- 
licher Aufsicht stehenden Personen, gleichwie in 
Österreich, portopflichtig sind). 


Für die in den Okkupatioasgebieten befindlichen 
Internierten und Konfinierten wird das Ausmaß der 
zulässigen Korespondenzen gleich wie für Kriegsge- 
fangene mit Monatlich zwei höshstens 4 Oktavseiten 
60 Zeilen) lange Brielen oder zwei Postkarten fest- 
gesetzt. 


leder Postverkehr der Internierfen und Kontfinier- 
ten mit Angehörigen der Armee im Felde bleibt auch 
weiterhin untersagt. 


10. 


Errichtung einer Deutschen Pass-Stelle 
in Krakau. 


In Krakau ist im Hause Asnykagasse 9, II. Stock, 
eine Deutsche Pass-Stelle neu err ichtet worden; sie 
ist örtlich zuständig: 


1. für den westlich der Wisloka liegenden Teil 


"Galiziens und für die östllich der Wisloka liegenden 


1% 


Bezirkshaupmannschaften Tarnobrzeg und Kolbu- 


Szowa, 


2. für das Oesterreichisch-Ungarische Militär- SE: 
generalgouvernement Lublin und dessen Hinterland. 


Die Pass-Stelle ist fäglich-mit Ausnahme der Jg 
Sonn- und Feiertage von 9 bis 12 Uhr vormittags ` 
für Interessenten geöffnet. 


Es wird besonders darauf aufmerksam gemacht‘ 
dass in Krakau nur Angelegenheiten betrefiend Pässe N 
und Heimafscheine erledigt werden; für alle anderen — 
Anträge bleibt das Kaiserlich Deutsche Konsulat in 
Lemberg ausschlieBlich zuständig. 


11. 
Kundmachung 


wegen Einziehung der Banknoten zu 50 Kronen 


mit dem Datum von 2, Jänner 1902. 


Die jetzt im Umlaufe befindlichen Banknoten zu. Ge i 
50 Kronen mit dem Datum vom 2. jäner 1902 werde 
einberufen und eingezogen. 


Die k. k. österreichische und die königl. ungar 
Regierung haben diesfalls im Einvernehmen mit- dem 
Generalrate der Österreich-ungarischen Bank îolgendes 
festgesetzt: 


Die gegenwärtig im Umlaute befindlichen Bank 
noten zu 50 Kronen mif dem Datum vom 2. Mn (ND 


31. Juli 1919. gie letzte Frist für die Einziehung dies 
Banknoten ist, | 


Von diesem Zeitpunkt an werden diese einbe 
ienen Banknoten von den Bankanstalten der Öster- 
reichisch-ungarischen Bank nur mehr im Wege dg 
Verwechslung angenommen. 


Nach dem 34.Juli 1925 ist die Österreichisch-un 
garische Bank nicht mehr verpflichtet (Artikel 89 der 
Statuten), die Banknoten zu 50 Kronen vom 2, SE 
1902 einzulösen oder umzuwechseln. 


12. 


Kundmachung 


vom 18. September 1917, betreffend den Umrech- 
nungskurs des Rubels. 


Gemäß § 1, Absatz 2 der Verordnung vom 1. 
. April 1917, Nr. 34 V.-Bl, betreffend den Zahlungs- 
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verkehr, wird bis auf weiteres für das k. u. k. Ver- 
waltungsgebiet das Wertverhältnis der Kronenwährung 
zur russiechen Währung mit 240 K gleich 100 Rubel 
festgesetzt. 


Die Kundmachung vom 3. September 1917, Nr 
74 V.-Bl, ist aufgehoben. 


VERZEICHNIS 
über Besirafungen wegen unbefugten Verkehr mit Getreide und EEE... er 


im Uneinbringlichkeitsfalle 3 Tagen Arrest 


Gabriel Sylberberg + 


” 


Mariam Alter 


10 K Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitsialle 1 Tag Arrest 


Ise EC REN Wohnort SIND aeg | 
1600 K “K Geldstrafe, 
Ki Walentin SR A Ed im Uneinbringlichkeitstalle 9 Wochen Arrest 
20 K Geldstrafe, 
ER = Abraham Fe E TERN ; im ‚Uneinbringlichkeitstalle 2 Tagen Arrest 
10 K Geldstrafe, 
Sea Chaskel RO GER im Uneinbringlichkeitsfalie I Tag Arrest ` 
SI 200 K Geldstrafe, 
4 Jan ie Lipowa BEE Uneinbringlichkeitsfalle 20 Tagen Arrest 
5 EE Ceroii Wygoda- 700 K Geldstrafe, 
i a Gi A bankowa _ im Uneinbringlichkeitsfalle 4 Wochen Arrest 
x m 100 K Geldstrafe, 
6. Rafael e Ożarów im Uneinbringlichkeitsialle 10 Tagen Arrest 
Be TREE á FA AAEE 2 20 K Geldstrafe, 
Z; Moses Wajnsztock agiw im Uneinbringlichkeitstalle 2 Tagen Arrest 
eg EE Re RN 1000 K Geldstrafe 
Josef Mikosz Nosöw Im Uneinbringlichkeitsialle 5 Wochen Arrest 
Marcin Baka i a o 
SCH S E EE 100 K Geldstrafe 
lan Zasada » ~ im Uneinbringlichkeitsfalle 10 Tagen Arrest 
Peter Charazy d = 
Julia Wojcikowska - RM x 
; 10 K Geldstrafe, 
Chana Grinspan Iwaniska im Uneinbringlichkeitsialle 1 Tag Arrest 
? 30 K Geldstrafe, 
Hersch Sylberberg D 


Wohnort 


20 K Geldsirafe, 


Gitla Himeltarb Iwaniska = im Uneinbringlichkeitsialle 2 Tagen Arrest 
39 K Geldstrafe, 
Ptih RE a = im Uneinbringlichkeitstalte 3 Tagen Arrest 
| hé 1200 K Geldstrafe, 
en? Schafir Bodzechöw _ im Uneinbringlichkeitsfalle 6 Wochen Arrest 
Mirk 200 K Geldstrafe, 
Stanislaus Kaczmarski de vg im Uneinbringlichkeitsfalle 20 Tagen Arrest 
Josef Gruszec Strzyczowice ? 
W o So K Geldstrafe, x 
Ee Stawen | mm Uneinbringlichkeitsfalle 5 Tagen Arrest ` 
jan Sobon s $ 
AR "Oaen Dest Wees SE SCH K Geldstrafe, 
Stanislaus Skrok Gromadzice im Uneinbringlichkeitsfalle 1 Monat Arrest ` ` 
BS? 20 K Geldstrafe, 
lan Kania CS in Uneinbringlichkeitsialle 2 Tagen Arrest 
Stanislaus Kasprzyk: Gromadzice » 
N. Burda Bromzowice p 
bon, AN "CH? Zë 100 K Geldstrafe, 
josef od a EM 


Peter Pater 


30. Peier Sasak 


ice 


im Uneinbringlichkeitsfalle 10 Tagen Arrest 


Drzenkowice 


nm 


50 K Geldstrafe, 


_ im Uneinbringlichkeitsialle 5 Tagen Arrest 


1200 K Geldstrafe, 


im Uneinbringlichkeitsialle 6 Wochen Arrest ee 


100 K Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitsialle 15 Tagen Arrest 


2000 K Geldstraie, 


im Uneinbringlicdhkeiisfalle 2 Monate Arrest ` 


10 K Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitsialle 1 Tag Arrest ` 


100 K Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitsialle 10 Tagen Arrest 


Prusinowice 
SI | bet st Skalski oe ja kościelna 
| dé. SES Korpikiewiez ` Denköw 
33. S Walentin Starzomski ed 
34. Sofia Jankowa | ge, 7 | 
35. Michael Stanczak l ia 
e | reine 


36. jaa Sroda 


34; Ignac Pilowski 


38. Stanislaus Kalucki 


39. Winzenz Sodlo 
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500 K Geldstraie, 
im Uneinbringlichkeitsfalle 3 Wochen Arrest 


100 K Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitsialle 10 Tagen Arrest 
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100 K Geldstrafe 
im Uneinbringlichkeitsialle 10 Tagen Arrest 


200 K Geldstrafe 
im Uneinbringlichkeitsialle 20 Tagen Arrest 


500 K Geldstrale 


_ im Uneindiinglichkeitsialle 4 Wochen Arrest 


100 K Geldstrafe 

im Uneinbringlichkeitsfalle 10 Tagen Arrest 
20 K Geldstrafe 

im Uneinbringlichkeitsfalle 3 Tagen Arrest 


HER Geldstraie, 
im Uneinbringlichkeitsialle 3 Wochen Arrest 


20 K Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitsfalle 2 Tagen Arrest 


nm 


100 K Geldstrafe 
im Uneinbringlichkeitsfalle 10 Tagen Arrest 


Im Uneinbringlichkeiisfalle 5 Tagen Arrest ` ` 


50 K Geldstrafe 


200 K Geldstrafe 
im Uneinbringlichkeitsfalle 14 Tagen Arrest 


Name Wohnort 
Johann Dwojch Së Denköw 
ni mone e i 
a reent O | , ES 
Bopen ED AS steigen 
Ee EE en e 
ee Witek | e 3 
"EES Pulikowski we Niemienice 
Keila Gdenska Ostrowiec 
; Agnieszka Wieczorek l En 
49. mann ; ` Denköw | 
50. Ben R 
51. ES Anttick Ostrowiec Gel 
52. | Tavba Wollmann S 
53 Trezla Rosenstein i 
BET uchta Butia 3 00° i 
55. David EPER Sp 3 T 
E | ada 0008 - | Prawencr ` 
57. E Daaieel SKS n | 
5 | Katarmamawnen ` 001 | inder aeda | tele 
59. ` adamak EE 
60 Sen Side Ge Se 
E e SE 
o EE EEN 


100 K Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitstalte 8 Tagen Arrest 


H 


F22: N ka nm ee Wohnort S if SrättapzRk ce 
ore aT aan } 290 K Gl 
SS d Kane sletigast jÉmiglów im Uneinbringlichkeitsialle 3 Tagen Arrest 
64, Abraham Hersch Rotstein Ostrowiec 2 
i © aisnebisD #08 . se ES 600 K Geldstrafe d Ze 
8 hla St Í ; f l. 2 
deg g Ruchla SEUNA, ker) o ; a... Uneinbringlichkeitsfalle 4 Wochen Arrest 
> 20 K Geldstrafe 
66. h ? 
6 | Johan Listopad c.s | Sobolka | im Uneinbringlichkeitstalle 2 Tagen Ae ` 
67. Franz Mejewski Zierniki 3 Tagen Arrest 
at ee er e © 600 K Geldstrafe, ` 
68. Anf P h V 
SS es ea Ba SAL BROT im Uneinbringlichkeitsialle 4 Wochen Arrest 
j S E 300 K Geldstrafe 
69. Mühlenbesit N. Z l 'b 4 
SP Ae, Si Gesi SE eu i ad 14 im Uneinbringlichkeitsfalle 3 Wochen Arrest 
70. Michael Grzesik Miloszowice > 
SUE aD A O 20 K Geldstrafe, 
e AC ET, ioilpnigrji er im Uneinbringlichkeitslalle 2 Tagen Arrest 
72. Ladistawa Starzomska j S 
EE ec Ter 50 K Geldstrafe, 
vi 2 Dea annk Së Podzym 1 im Uneinbringlichkeitsialle 5 Tagen Arrest 
74. Maria Kwiatek S H | 
ff = sissisbla ELE 500 K Geldstrafe 
Ve lee MER gare | im Uneinbringlichkeitsfalle 3 Wochen Arrest ` ` 
EE 20 K Geldstrafe, 
res RS ee j paee k im Uneinbringlichkeiisfalle 2 Tagen Arrest 
27. Fischel Ledermann Ostrowiec 2 
E Inst FEF e 200 K Geldstrafe, 
78. losek eet IE a 2 im Uneinbringlichkeitsialle 20 Tagen Arrest 
79. Winzenz Chamera Pruszinowice R 
; d j EE E 20 K Geldstraie, 
80. Peter PE BAR stamonrtail 5 Bo lU im Uneinbringlichkeitsfalle 2 Tagen Arrest 
81. Ignaz Wilczynski Strupie b 
82. Michael Wojcik Wasniöw e 
e E ge 1 500 K Geldstrafe, 
83. Josek Sean? F f BEN 3 im Uneinbringlichkeitsfalle 4 Wochen Arrest 
84. Mojsze Brückmann , 5 
pe i ; 20 K Geldstrafe, ge See 
Brzezie 


85. Karl Salapa 


im Uneinbringlichkeitsfalie 2 Tagen Arrest 


- N acm el t ei 


Nr. 


50 K Geldstrafe 


Be EN... ioiai mey | im n Uneinbringlichkeitsialle £ 5 Tagen Arrest 
50 K Geldstrafe 
Kinkas u a Pan _ Im Uneinbringlichkeitsfalle 2 Tagen Arest 
; ; 20 K Geldstrale 
j Stanislaus Kg IER 2 er im Uneinbiinglichkeitsialle 2 Tayen Arrest e 
Bronistawa Czerniowska Kamiena e 
CE re a E ee ET 7 
ERROR d su im Uneinbringlichkeitstalle 1 Tag Arrest ` 
Moses Starkman ý - 
Isel Geller = 5 
=; Bike sët ; 800 K Geldstrafe Sam 
Stanistaus Kot Stevcenwiee im Uneinbringlichkeitsfalle 1 Monat Arrest 
RE. ER 100 K Geldstrafe 
adi Va d im Uneinbringlichkeifsialle 14 Tagen Arrest ` 
95. Ballech gel e s 
96 ong, Kot e F 
97 Wojciech galoi sr S 
S ofantab 3 SS Ei ` 10 K Geldstrafe Cer 
98. aa Ruchla lc Set geindn opgee im Uneinbringlichkeitsfalle 1 Tag Arrest E 
kat 200 K Geldstrafe 
99 Anton Paie N 3 eier S SE: im Uneinbringlichkeitsfalle 2 Wochen | Arrest 
100 kio Mucha Ostrowek » 
ER js mey S 200 K Geldstrafe ` e í 
101 ch gd Je Janikowski d ee im Uneinbringlichkeitsfalle 20 Tagen Arrest 
102 Jan Masternak d S 
TE j Ge Ge i S 300 K Geldstrafe, Tr» 
E Däer Er na d Ee, im Uneinbringlichkeitsfalle 2 Wochen Arrest 
300 K Geldstrafe, 
A Capim Emann ES Te i im Uneinbringlichkeitsfalle 3 Wochen Arrest | 
105 Blima Czerwona e ` 
106 Laja Waksmann o S 
ke WEE = ee: 300 K Geldstrafe, Se 
weg IanzEusagiewiez N gw Däi i im Uneinbringlichkeitstalle 2 Wochen Arrest 
108. Jan Zielinski Zajaczkowice 


2000 K Geldsirafe, 


Me, 
P N at mse 
109. Wojciech Ozych Bogostawice 
fiio. | ec paag 00 | See 
hu, | age" = 
PoPa ETETE E 
us. ef, SS? Wes 
ma ` og Se uk. M a opbod 
WE. ETA E gs oy 
ne EE A8 


Walentin Janeczek Podole 


Ostrowiec 


117 
118. jan Madejski 
119. Stelan Słowik Przeuszyn 


120. Michael Waiczak 


121. jan Kaczor S 


122. Elias Eichenbaurn 


123. Katarina Czajkowska Ożarów 


he Ra S Wygoda- 


124 Michael Wawrzynczak Bankowa 


125. Tadeus Bukowski Pawlöw 


126 Franz Wojciech Czyżów 


127. Iosef Arszewski Gorzków 


128. Feiwel Kudlowicz Ostrowiec 


129. Moszek Majer Hirsch Krinki 


130. Maria Zamili 


131. Jan Mai 


Kszczonowice 


im Uneinbringlichkeitsfaille 6 Wochen Arrest 


300 K Geldstrafe 


200 K Geldstrafe, 


im Uneinbringlichkeitsfalle 10 Tagen Arrest ` ` 


SCD K Geldstrafe, 


im Uneinbringlichkeitsfalie 3 Wochen Arrest ` 


200 K Geldstrafe, 


im Uneinbringlichkeitsialle 2 Wochen Arrest ` ` 


` 10 K Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitsfalle 1 Tag Arrest 


50 h Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitsialle 5 Tagen Arrest 


500 K Geldstrafe, 


im Uneinbringlichkeitsfalle 4 Wochen Arrest 


nm 


-100 K Geldstrafe CR 


im Uneinbringlichkeitsfalle 10 Tagen Arrest ` ` 


6 Wochen Arrest 


10 K Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitsfalle 1 Tag Arrest 


20 K Geldstrafe, 
im Uneinbringlichkeitsfalle 2 Tagen Arrest ` 


Przyborowice 


24 


ne er nn en 


__ {m Uneinbringlichkeitsfalle 5 Tagen Arrest ` 


ao: Name Wohnort 
132. Moszek Honigmann Ostrowiec 
133. Josef Rozenberg Szumsko 
134. Anton Jeziorski Kamieniec 
135. Chaim Orfus Raków 
14. 
Verordnung Z 


vom 30. September 1917, betreffend die Sicherung 
der Getreide- und Kartolielaufbringung. 


Auf Grund der Kraft Allerhöchsten Oberbefehles 
erteilten Ermächtigung Seiner k. u. k. Apostolischen 
Majestät wird für die in oesterreichisch-ungarischer 
Militärverwaitung stehenden Gebiete Polens folgendes 
verordnet: 


Artikel 1. 


Um in Notfällen die Versorgung der Bevölkerung 
mit Getreide oder Kartoffeln zu sichern, oder zu ver- 
hüten, dass Getreide oder Kartoffeln gesetzwirdig ver- 
wendet werden, kann das Kreiskon mando anordnen: 


1. Dass die Überschüsse an Gcotreide oder Kar- 
toffeln deren Ablieferung dem Produzenten gesetzmässig 


100 K Geldstrafe, 

im Uneinbringlichkeitsfalle 1 Woche Arrest 
Gen 50 K Geldstrafe, 

im Uneinbringlichkeitsfalle 4 Tagen Arrest 
20 K Geldstrafe, 

im Uneinbringlichkeitsfalle 2 Tagen Arrest 
50 K Geidstrafe, 


vorgeschrieben wurde (Art. VII u IX der Verordnung 
vom 23. Juni 1917 Nr. 58 Vdg. Bl.) vor dem festge- 
setzten Ablieierungsterminen abgelifert werden müssen, 


Dass die Grossgrundbesitzer eines Kreises oder 
die Kleingrundbesitzer einer Gemeinde cder Ortschaft 
gemeinsam verpflichtet sind, jene Überschüsse abzu- 
liefern, die allen Angeherigen dieser Produzentengrup- 
pen zusammen geseizmässig zur Abliefrung vorge- 
schrieben wurden. Von dieser Verpflichtung können 
aui Antrag der Kreis- oder Gemeindekommissien ein- 
zelne Produzenten, die ihrer Ablieferungspflicht nach- 
gekommen sind, ausgenommen werden. 


Artikel 2. 


Diese Verordnung fritt mit dem Tage der Kund- 


» machung in Kraft. 


K. u. k. Milifärgeneralgouverneur 
SZELTYCKITM TR: 


Für den k.u.k. Kreiskommandanten 


NIESIOLOWSKI, 


Oberstleutnant, m. p. 


